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Wankendes Denkmal

    Indonesischer Tropentremor. Auf dem Archipel Suharto rumort es (Teil 4)

Von Rainer Werning
Die binnen kurzer Zeit aus dem Boden gestampften Prachtbauten, pompösen

Kaufhausfassaden und imposanten Bürotürme, die das heutige Stadtbild

Jakartas prägen, konnten nie den Blick auf die enorm gewachsene Kluft

zwischen Arm und Reich verstellen. Selbst innerhalb von Betrieben ist ein Verhältnis von 1:100 oder mehr zwischen den niedrigsten und höchsten

Lohngruppen keine Seltenheit. Ein zunehmendes Problem stellte schon vor

dem Ausbruch der Wirtschafts- und Finanzkrise die Arbeitslosigkeit

beziehungsweise Unterbeschäftigung dar.

Bereits im Sommer letzten Jahres wiesen offizielle Statistiken erstere mit 7,5 Prozent und letztere mit zirka 40 Prozent aus. Heute ist etwa die Hälfte aller Arbeitsplätze (rund 37 Millionen) akut gefährdet. Allein in Jakarta werden im Februar voraussichtlich 3,5 Millionen Menschen arbeitslos sein. Eine Hiobsbotschaft vor allem für Hochschulabsolventen. Deren wachsende Unzufriedenheit könnte, gekoppelt mit fortgesetzter politischer Entmündigung, ein für die Herrschenden gefährliches Protestpotential bilden. Weiteres Kopfzerbrechen wird Jakarta die vom gleichsam gebeutelten Nachbarn Malaysia zur Jahreswende angekündigte Ausweisung mehrerer zehntausend (vorwiegend illegaler) indonesischer Gastarbeiter bereiten.

Der tiefe Fall der Rupiah ist vor allem durch die im Ausland genährte Skepsis über die Ernsthaftigkeit des Reformwillens im Wirtschafts- und Finanzsektor Indonesiens ausgelöst worden. Den Topmanagern des Internationalen Währungsfonds (IWF) und westeuropäischen Bankiers gingen die in Aussicht gestellten Maßnahmen zur Überwindung der Krise offensichtlich nicht weit genug. Da genügte dann allein das Gerücht, der IWF gedenke, im Verbund mit der Weltbank und der Asiatischen Entwicklungsbank (ADB, Sitz Manila) das aktuell für Indonesien geschnürte Hilfspaket von 43 Milliarden Dollar zu trimmen, um die Rupiah zu Beginn dieses Jahres in den Keller absacken zu lassen. US-Präsident Clinton intervenierte höchstpersönlich, als er Suharto telefonisch über ein verstärktes Engagement Washingtons unterrichtete. Nebst dem IWF-Spitzenduo Michel Camdessus und Stanley Fischer wurde auch Weltbankpräsident James D. Wolfensohn in Jakarta vorstellig. Im

Mittelpunkt ihrer Verhandlungen stand dann die Frage, wie das Land

seinen Verpflichtungen nachkommt, kurzfristig annähernd 60 Prozent

seines von Privatbanken und dem Staat angehäuften Auslandsschuldenbergs

abzutragen.

Jakarta hat sich im Gegenzug für das vom IWF geschnürte Hilfspaket

bereit erklärt, u. a. folgenden »Empfehlungen« des IWF nachzukommen:

- Die bislang geltende Höchstgrenze einer 49prozentigen ausländischen

Kapitalbeteiligung an indonesischen Unternehmen wird aufgehoben.

- Handelsmonopole für landwirtschaftliche Produkte (z.B. Weizen, Mehl,

und Sojabohnen, nicht betroffen sind freilich Reis und Mais) wie die

mächtige Nationale Logistikbehörde (National Logistics Aqency) sollen

sukzessiv entflochten werden.

- Der Großhandel soll bis zum Jahr 2003 schrittweise für Ausländer geöffnet werden.

- Verlangt wird eine umfassende Umstrukturierung des Bankwesens, von der

mindestens 240 Finanzinstitute betroffen sind.

- 81 Regierungsprojekte mit einem Gesamtvolumen von umgerechnet

mindestens drei Milliarden Dollar werden einstweilen auf Eis gelegt.

Strittig bleibt das Deregulierungsgebot des IWF in den Punkten, die

unmittelbar den Suharto-Clan und dessen engste Klientel betreffen. Eine

mafiotische Zurichtung der Wirtschaft ist halt leichter als die Umstellung auf eine Marktwirtschaft, als Entflechtungen im Banken- und Finanzsektor und das Kappen politisch-ökonomischer Vergünstigungen. Beide Seiten sind ohnehin mit einem Dilemma konfrontiert.

Einerseits betrifft das die jeweiligen Machtprärogativen: Das Suharto-Regime will sich nicht als regionale Führungsmacht in Südostasien international brüskieren, und der IWF will sich nicht vorwerfen lassen, nicht mehr Herr der eigenen Gebote zu sein. Widersetzt sich Suharto den IWF-Auflagen oder versucht er letztlich, sie zu umgehen, wird ihn das den Hals kosten. Kommt er ihnen nur teilweise nach, wird ihm der »Terror der Ökonomie« mittelfristig zum Verhängnis. Zwar könnte er ein Schuldenmoratorium verkünden und soziale Unruhen infolge von Firmenzusammenbrüchen und Massenpleiten militärisch unterdrücken. Doch das würde das Image des Standorts Indonesien vollends ruinieren und die Gefahr eines Massenmordens wie Mitte der sechziger Jahre heraufbeschwören.

Zum anderen würde die volle Umsetzung der IWF- Auflagen hochgradig den

sozialen und politischen »Frieden« gefährden. Auffällig ist hier, daß

dieselben Instanzen, die jahrelang unkritisch die asiatischen Boom-Ökonomien überschwenglich gelobt und mit kräftigen Finanzspritzen

versehen hatten, heute vehement auf die Installierung eines Frühwarnsystems und die rechtzeitige Vorlage verläßlicherer Eckdaten von

den betroffenen Krisenländern zwecks stärkerer Marktkontrolle pochen.

Die angespannte soziale und wirtschaftliche Lage im Lande schürt überdies die reale Gefahr eines neuerlichen Pogroms gegen die rund sechs Millionen zählende chinesische Minderheit, von denen nicht wenige Hauptnutznießer während der Ära Suharto waren. Etliche chinesische Geschäfte sind bereits geplündert und niedergebrannt worden. Ostentative Statussymbole wie Mercedes- und BMW-Flotten bleiben einstweilen in Garagen »gebunkert«, um nicht unnötig Groll unter der hungerleidenden Bevölkerung heraufzubeschwören. Solche, die es sich leisten können, haben Flugtickets gekauft und sitzen bereits auf gepackten Koffern.

Mehrfach fanden zwischen Suharto und seinen Amtskollegen aus Malaysia

und Singapur Krisengespräche statt. Letztere hegen die berechtigte Furcht vor einem Massenexodus chinesischer Geschäftsleute und damit vor zusätzlichem sozialen Zündstoff in ihren Ländern, wo die Lage ebenfalls angespannt ist. #

